
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.)

Article  —  Digitized Version

Im Vorraum der Politik: Gutachten

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.) (1964) : Im Vorraum der
Politik: Gutachten, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 44, Iss. 2,
pp. 47-

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133369

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133369
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


JmVouaumdet Politik — OutadUec

Das Parlam ent hat ein Jah r gebraucht, bis es sidi entsdiließen konnte, der Bil­
dung eines Sadiverständigenrates zur, Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwidclung seine Zustimmung zu geben. W enn acht w eitere M onate notwendig 
waren, um die fünf W eisen ausfindig zu machen, mag das als Beweis für die Sorg­
falt gew ertet werden, mit der die W ahl wirklich unabhängiger Persönlichkeiten 
vorgenommen wurde. Man könnte daraus allerdings auch sdiließen, daß sidi nur 
wenige um dieses ehrenvolle Amt beworben haben. Es ist audi zu vermuten, daß 
sie ihre A rbeit nicht ohne ein Gefühl der Beklemmung übernehmen. Sdiwer w er­
den sie an den V orsdiußlorbeeren tragen, die ihnen von m andier Seite zuteil 
geworden sind. Sie wissen zu genau, daß manche laudatio nur mit stillschweigen­
dem Vorbehalt ausgesprochen wurde und jede applaudierende Gruppe von den 
Ergebnissen der gutachterlichen Tätigkeit eine Bestätigung ihrer eigenen Interessen 

. . erwartet.

Die fünf W eisen kennen auch die Beschränkungen, die ihnen unter anderem da­
durch auferlegt wurden, daß sie keine Empfehlungen aussprechen dürfen, daß 
ihnen also der politisdie Raum versdilossen ist. Es ist fraglich, wie es ihnen unter 
den gegebenen Umständen möglidi sein soll, das Prestige zu erwerben, das z.B. 
der Council of Economic A dvisers des amerikanischen Präsidenten besitzt. Viel 
hängt von der Q ualität ihres ersten Beridites ab, von der Nutzanwendung, die die 
Regierung aus ihm ziehen wird, n iA t zuletzt aber audi von der A rt und Weise, 
wie die daraus hervorgehenden Entscheidungen der Regierung in  der öffentlidi- 
keit auf genommen werden.

Ist nidit der Sadiverständigenrat auch innerhalb der engen Grenzen seiner Auf­
gaben von vornherein überfordert? Praktisdi kann er nicht mehr leisten als die 
Grundsatzreferenten, die für die beiden W irtschaftsberichte: der Bundesregierung 
verantwortlich waren, sieht man ab von der Tatsache, daß er ob seiner Unabhän­
gigkeit einige unangenehm e Fakten offenlegen kann, die von den A utoren der 
W irtschaftsberichte vielleicht nicht ausgesprochen werden konnten.

W enn nun die W eisen ihre sachliche Aufgabe erfüllen, also einiges zur Lösung der 
Prolslematik des „M agisdien Dreiecks" beitragen, bleibt immer nodi das eigent­
liche politisdie Problem offen, nämlich das der Setzung und dauernden Überprüfung 
der Prioritäten unter den wirtschaftspolitisdien Zielsetzungen. Es fragt sich, in 
welcher institutionellen Form sie unter Anteilnahme aller zum Sozialprodukt bei­
tragenden Gruppen in coram publico diskutiert werden sollten. Die Forderung 
nach einer Repropriation des Staates, nach einer W iederherstellung der staatlidien 
Macht und A utorität also, drängt sidi angesichts der ständig fortschreitenden Ent­
politisierung der Parteien auf.

Es gibt heute kaum nodi ein Land, das nicht versudit, die parakonstitutionellen 
gesellschaftlidien Gruppen durch Beteiligung an der Formulierung der allgemeinen 
Politik dem Staat selbst zu inkorporieren, um sie auf diese W eise — wenn man 
so will — an die Zügel zu nehmen. Die Aussichten für eine solche Lösung sind in 
der Bundesrepublik vorerst allerdings gering, da ja  selbst die Idee einer öffent­
lichen Einvernahme (public hearings) der V ertreter von Staat und GeseÜsdiaft 
durch einen gemeinsamen Ausschuß von Bundestag und Bundesrat von den 
meisten Beteiligten abgelehnt wird. (Su)

A lle  in  d er  A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ verö ffen tlich ten  B eiträge  sin d  fre ie  M einungsäußerungen  von  Per­
sönlichkeiten  aus W irtschaft u n d  P o litik  un d  von  in - u n d  ausländischen  M itarbeitern . S ie  en th a lten  ke ine
Stellungnahm e d er R edak tion  un d  sind  ke ine  o ffiz iö se n  Ä u ß eru n g en  d e r  herausgebenden Institu tionen .
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